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A) Alternativ handeln: Organisation der KonsumentInnenmacht am 
Beispiel der Weltladenbewegung

Am 5.11.1997 titelte die Berliner Tageszeitung: ”Bedeutungsverlust der Gewerkschaften: 
Künftig zählt die Macht der Konsumenten”. 

Grundlage  ist  ein  Bericht  der  ILO  (Internationale  Arbeitsorganisation),  nach  dem  die 
Gewerkschaften  weltweit  Mitglieder  verlieren.  Auch in  Deutschland zahlen  demnach nur 
noch 29% der Arbeiter und Angestellten Gewerkschaftsbeiträge.

Die Industrie ist längst international orientiert, sie kann die für sie günstigsten Bedingungen 
wählen,  etwa  Standorte,  an  denen  Steuervorteile,  Subventionen  und  eine  ”brave 
Arbeitnehmerschaft”  winken.  Die  Gewerkschaften,  aber  auch die  Nationalstaaten,  agieren 
jedoch nach wie vor national. .

Die Schlußfolgerung des zitierten Artikels von Annette Jensen in der tageszeitung:

”Wer  heute  ein  Gegenspieler  des  Kapitals  sein  will,  muß  flexibel  und 
international  agieren.  Und  er  muß  die  Achillesferse  der  Hersteller  treffen 
können: den Absatzmarkt. Nicht mehr diejenigen, die die Waren produzieren, 
können die internationalen Konzerne zu Änderungen ihrer Politik zwingen. In 
postfordistischer Zeit können allein die Verbraucher solche Macht entfalten.” 

Auch Bundestagsvizepräsidentin Antje Vollmer schließt sich dieser Ansicht an: 

”Als Verbraucherinnen und Verbraucher haben wir es beim täglichen Einkauf 
selbst  in  der Hand, die sozialen und ökologischen Rahmenbedingungen der 
Wirtschaft zu verändern” (zit n. Norbert Glaser 1997; 17))

Und noch drastischer formuliert Bundesarbeitsminister Norbert Blüm, der an die 
Verbraucher in Deutschland appelliert, ihre Macht einzusetzen und beim Kauf auf 
Waren zu bestehen, an denen  ”nicht das Blut vom Kinderhänden klebt” (FR 
28.10.97)
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Tatsächlich gibt es eine Reihe von Initiativen, die an dieser Stelle ansetzen wollen.

Die  erfolgreichsten  betreffen  den Anbau biologisch  erzeugter  Lebensmittel.  Nicht  nur  an 
mehreren Bioläden und einer regionalen Erzeugergemeinschaft, sondern auch im Sortiment 
einer  regionalen Supermarktkette  läßt  sich der  Erfolg biologisch angebauter  Lebensmittel 
ablesen.

 Aber hier geht es um die eigene Gesundheit der Verbraucher und Verbraucherinnen, nicht 
nur  um  den  uneigennützigen  Schutz  der  Natur  und  des  Grundwassers  vor  Pestizid-
Verunreinigungen. 

Aber  wie  sieht  es  im sozialen  Bereich  aus,  also  Initiativen,  die  sich  vor  allem um eine 
zukunftsfähige Welt bemühen:

Auch hier gibt es zahlreiche Initiativen:

- die Weltläden, deren Zahl laut einer Umfrage des europäischen Dachverbandes für fairen 
Handels in Europa auf rund 3000 zu beziffern ist. Organisationen des fairen Handels gibt es 
in insgesamt 14 europäischen Ländern. Weltläden sind die Protagonisten des fairen Handels, 
eines Handels, der sich sowohl für die sozialen als auch ökologischen Bedingungen bei der 
Produktion der verkauften Waren interessiert. Die Weltläden versuchen, durch fairen Handel 
Alternativen zur Verbesserung dieser Bedingungen anzubieten. 

- die Initiative ”Transfair”, welche Lebensmittel siegelt, wenn die anbietenden Unternehmen 
den ProduzentInnen einen bestimmten Mindestpreis oder einen Aufschlag für soziale Projekte 
zahlen.  Waren mit  Transfair-Siegel  erzielten 1996 in  Deutschland erstmals  mehr als  100 
Millionen DM Umsatz. Transfair setzt die Idee der Weltläden im kommerziellen Handel um, 
eine Art “fairer Handel light”.

-  andere  Initiativen  wie  Rugmark  für  den  Handel  mit  Teppichen,  wo  Kinderarbeit 
ausgespart bleiben soll; ein Siegel für den internationalen Handel mit Holz, welches dabei 
nur aus nachhaltiger Forstwirtschaft stammen soll; die Bananenkampagne, die ”Kampagne 
für saubere Kleidung” (Textil/ Bekleidung) oder Let’s go fair (Sportschuhe).

- es gibt einzelne Aktionen gegen international agierende Konzerne, teilweise erfolgreich wie 
die Greenpeace Kampagne gegen die Versenkung der Brent Spar von Shell 

-  im  Finanzbereich  existieren  zahlreiche  Angebote  für  “ethisches  Investment”,  von 
Wertpapierfonds über direkte Investitionen in Projekte bis zum Sparkonto bei der Ökobank. 

Es gibt sie also, die organisierte Macht der Konsumenten und Konsumentinnen. Aber kann 
sie die traditionelle Gewerkschaftsmacht ersetzen, wie im zitierten Artikel der tageszeitung 

3



geschlossen wurde?

Die %-Zahl der organisierten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer übersteigt nach wie vor 
die Umsatzanteile ethischen oder fairen Handels. 

Ja,  sogar  die  Möglichkeit,  den  Fernseher  mit  der  Fernbedienung  anzuknipsen,  ist  den 
Deutschen mehr Wert, als für fair gehandelte Waren gegebenenfalls einen kleinen Aufschlag 
bezahlen  zu  müssen.  Denn  während  der  Umsatz  von  Transfair  und  der  Weltläden 
zusammengenommen unter  200  Mill.  DM im Jahr  bleibt,  werden  nach  einer  Studie  des 
Bundesumweltamtes allein für abgeschaltete Geräte,  die in Stand -by- Schaltung gehalten 
werden, ca. 1,5 Milliarden DM jährlich aufgewendet (FR v. 29.10.96 und 4.09.97). 

Im  folgenden  möchte  ich  zunächst  einige  interessante  Hintergründe  zur  Einordnung  des 
fairen und alternativen Handels geben und die Verbindung zur Vortragsreihe “Globalisierung, 
Umweltzerstörung, Gewalt: Ökologische und soziale Alternativen” näher beleuchten.

Dabei stehen folgende Fragen im Vordergrund:

1. Was bedeutet eigentlich der Prozeß der ”Globalisierung”, welcher anscheinend nur noch 
die KonsumentInnenmacht aussichtsreich erscheinen läßt?

2. Welche Hintergründe bestimmten noch in den 70er und 80er Jahre die Beweggründe der 
Weltladenbewegung und inwieweit sind diese im Zeitalter der Globalisierung noch relevant? 

3.  Wo liegen angesichts einer internationalisierten Wirtschaft  (Globalisierung) denn heute 
noch Handlungsansätze, auch, aber nicht nur für Konsumenten und Konsumentinnen?

4.  Welche  alternative  Handlungsmöglichkeiten  haben  die  Weltläden  im 
Globalisierungszeitalter  anzubieten?  Ich  möchte  zeigen,  daß  sie  als  Teil  einer  vernetzten 
internationalen Zivilgesellschaft hier aktuelle Ansatzpunkte liefern können.

B) Was bedeutet eigentlich "Globalisierung"?

"Globalisierung" steht dabei zum einen für eine veränderte Wahrnehmung wirtschaftlicher 
und  gesellschaftlicher  Prozesse,  zum  anderen  aber  auch  für  einen  Prozeß  realer 
weltwirtschaftlicher Veränderungen.

1) Die Globalisierung im Denken 
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spiegelt sich im Wandel der dominierenden Themen wieder. Eine veränderte Wahrnehmung 
der Wirklichkeit hat stattgefunden, ohne daß diese sich im gleichen Maße verändert hat.

Schaubild

Kennzeichnend für diesen Wandel sind:

==> Wahrnehmung, daß es keine Alternativen zum bestehenden Weltwirtschaftssystem gibt

==> Staat zieht sich aus Regulierung des Wirtschaftsgeschehens zunehmend zurück
---> Deregulierung
---> Liberalisierung

==> Vorstellung, daß die richtige Anpassung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen auf 
Erfordernisse der globalen Ökonomie den wirtschaftlichen Erfolg garantiert. Politik hat vor 
allem die Rolle, den eigenen Wirtschaftsstandort in Ordnung zu bringen.

==> gesellschaftliche Ansprüche (auch  ökologische, soziale und entwicklungspolitische) 
erweisen sich schnell als Störfaktoren, wenn sie die Entfaltung der Wirtschaftstätigkeit zu 
behindern drohen.

Hintergrund  ist  ein  Wandel  des  vorherrschenden  Paradigmas  (übersetzbar  als: 
“Glaubenssatz”):  Es  dominiert  der  -  häufig  als  Begriff  etwas  pauschal  verwendete  - 
"Neoliberalismus".  Im  französischen  Raum  wurde  das  Wort  "Einheitsdenken"  hierfür 
geprägt.

2) Globalisierung: weltwirtschaftliche Internationalisierung

Zugleich  gibt  es reale  weltwirtschaftliche  Veränderungen,  die  mit  dem  Begriff 
"Globalisierung" gekennzeichnet werden. 

Diese  Veränderungen  haben  die  Globalisierung  im  Denken  zwar  gefördert,  aber  die 
veränderten Glaubens- bzw. Leitsätze schufen neben der technologischen Entwicklung auch 
die politischen Grundlagen für viele dieser realen weltwirtschaftlichen Prozesse. 

Übersetzt  werden  könnte  der  Begriff  der  Globalisierung  im  wirtschaftlichen  Bereich 
infolgedessen  mit  einer  Internationalisierung  der  Wirtschaftsbeziehungen,  welche  die 
traditionellen zwischenstaatlichen Beziehungen, wo vor allem Nationalstaaten die Akteure 
sind, relativiert.

Die wichtigsten Kennzeichen wirtschaftlicher Globalisierung sind:

5



a) Die internationalen Finanzmärkte

(grobe Erläuterung: Handel mit Devisen, Finanzanlagen, Anleihen in versch. Währungen)

In Bezug auf die Vernetzung der internationalen Finanzplätze zeigt sich das bisher deutlichste 
Kennzeichen der Internationalisierung von Wirtschaftsbeziehungen mit Wirkung auf

--> Zins/ Wechselkurs der Währung

d.h. - Spekulationen und Erwartungen gegenüber international gehandelten Finanzanlagen 
beeinflussen die Größen “Zins” und “Wechselkurs”

-  Währungskurs  und  Zinsen  sind  aber  auch  wichtige  Größen  für  die  staatliche 
Steuerung der  nationalen  Wirtschaft  (s.  v.a.  kenysianische  Konzepte),  die  aber 
zunehmend von außen - konkret durch das Verhalten der Akteure auf den international 
verbundenen Finanzmärkten -  vorgegeben werden

- Eine Politik die stärker auf Währungsstabilität und die Interessen der Finanzanleger 
zielt sichert günstige Zinssätze und verhindert Kapitalflucht. Dies bedeutet, daß Politiken, 
die
 Geldbesitzer begünstigen, wieder legitim sind, hingegen eine auf Umverteilung

 ausgerichtete Sozialpolitik in die Defensive gerät.

- Die Gewinnerwartung von Unternehmen (bzw. ihrer Aktionäre) orientiert sich an  
international erreichbaren Zinssätzen 

=> Investitionen an einem einzelnen Standort erscheinen nur lohnend, wenn 
die

Gewinnerwartung mindestens in Höhe dieser Zinssätze liegt

==> Der Staat versucht Bedingungen für die Gewinnerzielung zu verbessern
(vereinfachtes Schema, da natürlich noch andere Gründe für Investitionen 
eine Rolle spielen)

==> “Shareholder Value”: Auch die Anteilseigner können Gewinne der
Unternehmen international vergleichen und auf Strategien drängen, die auf
kurzfristig hohe Erträge ausgerichtet sind (zuungunsten von Umwelt- und 
ArbeitnehmerInneninteressen).

b) Zunahme internationaler Direktinvestitionen 

-> neue Akteure TNU, “Global Sourcing”
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Transnationale  Unternehmen  bzw.  Konzerne  (TNU)  treten  auf  internationale  Ebene  als 
eigenständige Akteure neben den traditionellen Nationalstaaten und anderen neuen Akteuren 
wie  Nichtregierungsorganisationen  auf.  Die  größeren  transnationalen  Unternehmen 
bestimmen  über  Umsätze,  welche  die  Staatshaushalte  vieler  Entwicklungsländer  weit 
übersteigen.

-> Transnationale Unternehmen verfügen über gewaltige Mittel für Investitionen, die an den 
für sie günstigen Standorten investiert werden können. 
->  Sie  können  zudem  die  Komponenten  für  ihre  Produkte  an  den  jeweils  günstigsten 
Standorten einkaufen (Global Sourcing).
Beides verschärft die internationale Standortkonkurrenz.

c) Die Zunahme des internationalen Handels

- Die Zunahme des internationalen Handels (der seit Ende des 2. Weltkriegs schneller 
zunimmt  als  die  weltweite  Produktion)  trägt  zu  einer  Verschärfung  des 

internationalen Wettbewerbs bei. Mit dieser Ausweitung des Handels einher geht eine 
Spezialisierung im
 Handel mit Industrieprodukten und einzelnen Komponenten dieser Produkte.

d) Konsequenzen der Globalisierung

Der  intensivierte  Wettbewerb  um Absatzmärkte  für  Produkte,  um Finanzkapital  und  um 
Direktinvestitionen (Standortwettbewerb) erhöht den Druck auf die jeweiligen Staaten, ihre 
Volkswirtschaften  entsprechen anzupassen. Dies  trifft  schwache Standorte  aber  mehr,  als 
starke Standort wie die Bundesrepublik Deutschland.

Realer und wahrgenommener Druck führen insgesamt jedoch zu 

-->  Druck  auf  ökologische  und  soziale  Standards  (bedingt  sektoral,  aber  ausstrahlende 
Wirkung)

--> Druck auf ethische Wirtschaftsstandards: Geschäft ist Geschäft, sonst schadet dies dem 
Standort  (Waffenexporte,  Handel  mit  nicht-demokratischen  Staaten  ohne  Rücksicht  auf 
Menschenrechte usw.)

->  ökologische  und  soziale  Risikobereitschaft  steigt  (Bsp.  Gentechnik)  während 
wirtschaftliche Risikobereitschaft für Innovationen sinkt (Bsp. ökologische Steuerreform)

-->  Unterhöhlung  der  Steuerbasis  (Ausweichmöglichkeiten,  fehlende  effektive 
Kontrollmechanismen  zur  Bewertung  internationaler  Vorgänge,  Schaffung  bewußter 
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Schlupflöcher oder Steuersenkung im Standortwettbewerb)

--> Die Akteure, die in der Gestaltung internationaler Politik maßgeblich Einfluß nehmen 
können, verändert sich. Insbesondere Transnationale Unternehmen verfügen über Mobilität 
und Investitionsmittel.

Die  einzelnen  Staaten  und  damit  die  Politik  nimmt  immer  weniger  Einfluß  auf  das 
Wirtschaftsgeschehen.  Sie  können ihre  Gesetzgebung nur  national  gestalten,  während die 
Wirtschaftsaktivitäten zunehmend international stattfinden.
Dies  weist  auch  auf  das  eingangs  zitierte  Problem  der  Gewerkschaften  hin,  denen  der 
traditionelle Bezugsraum wegbricht. Was nützen noch Flächentarifverträge, wenn nicht die 
Firmen der Region miteinander konkurrieren, sondern eine Firma der Region sich auf den 
Märkten der “Welt” behaupten muß.

Dies Feststellungen sind im einzelnen stärker nach einzelnen Standorten, Industriebranchen 
und einzelnen Betrieben zu differenzieren. Globalisierungstendenzen werden oft unzulässig 
verallgemeinert  und lassen sich so leicht  als “Totschlagsargument” für politische Zwecke 
mißbrauchen. Auch die Argumentationsweise, “ich kenne ein Beispiel, wo die Produktion 
verlagert worden ist....” ist für evtl. Schlußfolgerungen oft unzulässig, da sich dahinter auch 
eine allgemeine marktwirtschaftliche Dynamik verbirgt.  Vor allem die Standortängste des 
Exportmeisters Deutschland werden aus politischem Interesse heraus geschürt.

C)  Die  traditionellen  Beweggründe  der  Dritte-Welt-  und 
Weltladenbewegung  und  ihre  Relevanz  im  “Zeitalter  der 
Globalisierung”

"Alte" Themen (v.a. 70er/80er Jahre): s. Schaubild

1. "Antiimperialismus"/ Solidarität mit Befreiungsbewegungen

Dieser Punkt  spielte in Teilen der bundesrepublikanischen Solidaritätsszene eine wichtige 
Rolle. Auch die Weltläden trugen hierzu bei, wir erinnern uns: Kaffeetrinken aus Solidarität 
mit  Nicaragua.  In  der  taz  wurden  -  nicht  unumstritten  -  Spenden  unter  dem  Stichwort 
“Waffen für El Salvador” gesammelt.

Mit dem Siegeszug des "Neoliberalismus" und dem Ende des Ost-West-Konfliktes scheint 
jedoch auch die Zeit der Befreiungsbewegungen vorbei zu sein. Nur wenige Länder - wie 
Kuba  -  versuchen  noch,  unter  vielen  Opfern  einen  alternativen  Weg  einzuschlagen.  Der 
(Regulierungstheoretiker) Joachim Hirsch äußerte hierzu (Interview in iz3w ‘Nr. 216, Sept. 
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96, 21):

“Unter  den  Bedingungen  des  globalen  Kapitalismus  wird  dem Typus  Nationaler 
Befreiungsbewegungen  der  Boden  unter  den  Füßen  weggezogen,  weil  es  diese 
Nationalökonomien  nicht  mehr  gibt,  und  damit  auch  nicht  die  Möglichkeit, 
eigenständige Entwicklungen politisch durchzusetzen”

Doch  dies  heißt  keineswegs,  daß  die  Suche  nach  weltweiten  ökologischen  und  sozialen 
Alternativen  nicht  mehr  aktuell  ist.  Die  Aufgabe,  ein  nachhaltiges,  solidarisches  und 
zukunftsfähiges  Wirtschaften  mit  unserem  derzeitigen  weltwirtschaftlichen  System  in 
Einklang zu bringen, ist nach wie vor ungelöst.

2."Ungleicher Tausch"/ Rohstoffproblem/ Neue Weltwirtschaftsordnung

Nicht  wenige  Entwicklungsländer,  dies  gilt  insbesondere  für  nahezu  den  gesamten 
afrikanischen Kontinent, beziehen ihre Exporteinnahmen fast ausschließlich aus dem Export 
von Rohstoffen, häufig dominieren dabei 1 oder 2 Rohstoffe.

--> Schaubild

Starke Preisschwankungen auf den internationalen Rohstoffbörsen können diese Länder hart 
treffen.  Aber  auch  die  Preisentwicklung  von  Rohstoffen  verhält  sich  ungünstig  zur 
Preisentwicklung von Industrieprodukten

--> Schaubild Lokomotive

Der Ertrag, der von den hier verkauften Endprodukten tatsächlich in den Erzeugerstaaten und 
bei  den  ProduzentInnen  verbleibt  ist  oft  lächerlich  gering.  Wichtige,  wertsteigernde 
Verarbeitungsschritte finden hier und nicht in den Erzeugerländern statt.
Der geringe Lohnkostenanteil gilt jedoch nicht nur bei der Rohstoffförderung. So errechnete 
Christian Aid einen Lohnkostenanteil  asiatischer Produzenten und Produzentinnen bei der 
Produktion von in Europa verkauften Sportschuhen von 2% ! (Brookes/Madden 1995).

Vor diesem Hintergrund bildete sich in der "linken" Wissenschaftsdiskussion (marxistische 
Arbeitswerttheorie als Grundlage) die Kritik am "ungleichen Tausch" heraus. Der bezahlte 
Wert der geleisteten Arbeit in Industrieländern und Entwicklungsländern sei nicht identisch. 
Der Reichtum der Industrienationen basiere damit auf der Nutzung billiger Arbeitskraft im 
Süden. (Verkürzt dargestellt!).

Auf internationalem Parkett setzten die Entwicklungsländer eine Diskussion um eine neue 
Weltwirtschaftsordnung durch, welche die Position der bisherigen Rohstoffländer verbessern 
solle. Die meisten der in diesem Rahmen aufgestellten Forderungen sind längst versandet und 
von den Sachzwängen der Realität überholt.
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Die  wenigen  Reformen,  die  international  angegangen  wurden,  sind  bis  auf  wenige 
Ausnahmen ad  acta  gelegt  worden:  So z.B.  der  Versuch mittels  Rohstoffabkommen den 
Erzeugerländern  einen  auskömmlichen  und  stabilen  Preis  zu  garantieren.  Bis  auf  ein 
einzelnes Abkommen, sind alle anderen Ansätze der Preisstabilisierung mittlerweile mehr 
oder weniger gescheitert.

Heute dominiert die Vorstellung, daß Preisbildungsprozesse nichts mit Gerechtigkeit zu tun 
haben, sondern mit Marktprozessen und v.a. mit Produktivität. Niedrige Löhne erklären sich 
also aus der weitgehend technisch bedingten "Langsamkeit" der ProduzentInnen. Also nach 
dem Motto: "Selber Schuld".

Eine  einfache  und  entlastende  Erklärung.  Außerdem  gelten  heute  niedrige  Löhne  als 
Standortvorteil,  also  förderlich  um  Investitionen  zu  erhalten  und  damit  Arbeitsplätze  zu 
schaffen.

Ignoriert  wird die Vielschichtigkeit  bei  der Herausbildung von Preisen.  Zudem wird z.B. 
Kaffee nicht in Industrieländern angebaut. Auch das zuvor zitierte Beispiel der Turnschuhe 
zeigt:  99%  der  in  Europa  verkauften  Markenturnschuhe  stammen  aus  asiatischen 
Billiglohnländern (Brookes/ Madden 1995). Ein Produktivitätsvergleich als Erklärung reicht 
hier also nicht aus. 

Für Weltläden ist die Frage des Rohstoffpreises für fair gehandelte Produkte nach wie vor ein 
wichtiger  Ansatzpunkt.  Den  ProduzentInnen  soll  ein  Preis  gewährt  werden,  der  ihnen 
zumindest die Produktionskosten deckt und ein die Grundbedürfnisse sicherndes Einkommen 
ermöglicht. 

Das Problem der weit  auseinanderklaffenden Verdienstmöglichkeiten zwischen Produkten, 
die üblicherweise in Entwicklungsländern hergestellt werden und denen, die üblicherweise in 
Industrieländern hergestellt werden, ist nach wie vor hoch aktuell. 

3. “Abkopplung”

Vor  mehr  als  20  Jahren  wurde  aus  der  bereits  angedeuteten  Benachteiligung  von 
Entwicklungsländern in der  Weltwirtschaft  noch der Schluß gezogen,  Entwicklungsländer 
müßten  sich  vom  Norden  (den  Industrieländern)  abkoppeln,  da  sonst  eine  eigenständige 
industrielle Entwicklung nur behindert würde.

Heute ist deutlich geworden, daß eine solche Abkopplung nicht möglich ist. Die Bezüge zu 
den  Industrieländern  in  den  Feldern  Handel,  Investitionen,  Schuldenrückzahlung, 
Entwicklungshilfe usw. sind hierfür viel zu groß.
Die  als  erfolgreich  angesehene  Entwicklung  einiger  ostasiatische  Schwellenländer  ließen 
einen  Wandel  durch  internationalen  Handel  und  Investitionen  wieder  aussichtsreich 

10



erscheinen.  Die Politik müsse halt die richtigen Eckdaten setzen, also harte Maßnahmen zur 
Strukturanpassung, um den Unternehmen möglichst viele Standortvorteile zu bieten.

So einfach scheint es dennoch nicht zu sein, denn die Mehrheit der Entwicklungsländer hat 
keineswegs an ostasiatische Erfolge anknüpfen können. Trotz harter Strukturanpassung, um 
möglichst viele Standortvorteile zu bieten.

Trotz fehlender Erfolge und drohender Zwangsabkopplung ganzer Kontinente wie Afrika, 
bleibt es für viele Entwicklungsländer wichtig, einen diskriminierungsfreien Zugang zu den 
Märkten der Industrieländer  zu bekommen.  Denn die  faktisch ausgeübte Marktmacht  des 
Nordens erschwert den Unternehmen aus Entwicklungsländern eine effektive Nutzung von 
Absatzchancen.

Ziel des fairen Handels ist  es auch, hier Lösungsansätze aufzuzeigen: Hierzu gehört z.B., 
möglichst viele Verarbeitungsschritte im Erzeugerland selbst auszuführen, soweit es sinnvoll 
ist und Entwicklungsimpulse geboten werden können.

4. "Multis" (TNU)

Die  Tätigkeit  der  Multis  (Multi-  oder  Transnationale  Unternehmen  bzw  Konzerne,  im 
folgenden  TNU)  wurde  über  viele  Jahre  innerhalb  der  Dritte-Welt-Bewegung  kritisch 
betrachtet, z. B. gab es Boykottaktionen gegen Konzerne, hier zu nennen 

- Nestle, deren Verantwortung für fatale Schädigungen durch den Verkauf von Babynahrung 
in Entwicklungsländern angesprochen wurde

- Die Bananenkampagne, die Konzerne umgehen will, die wie Chiquita, Del Monte usw.. die 
durch ihr politisches Verhalten zur Schöpfung des Begriffs “Bananenrepublik” beigetragen 
haben.

Nach  Erhalt  ihrer  Unabhängigkeit  diskutierten  viele  Entwicklungsländer  noch  über  die 
Zulässigkeit von Enteignungen internationaler Unternehmen, um die nationale Kontrolle über 
die  Wirtschaftsprozesse wiederzugewinnen.  TNU, so wurde außerdem befürchtet,  drohten 
den  Entwicklungsländern  Kapital  zu  entziehen,  indem  sie  Gewinne  ins  Stammland 
überweisen oder mit  der  Manipulation von Preisen im wichtigen konzerninternen Handel 
Steuern und Abgaben entziehen.

Auf  UN-Ebene  wurde  versucht  einen  Verhaltenscodex  für  transnationale  Konzerne 
aufzustellen,  ein  Schritt,  der  bis  heute  nicht  umgesetzt  wurde  (vgl.  zu  diesem 
Themenkomplex auch: Penztlin 1993).

 Heute  gelten  TNU  als  Segen,  da  sie  die  Entwicklung  fördern  und  über  Investitionen, 
technologischen Know how und gute Marktbeziehungen verfügen, die kaum noch von den 
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Produzenten  eines  Landes  umgangen  werden  können.  TNU sind  die  Akteure  weltweiter 
Standortkonkurrenz. 

Die Konkurrenz um Investitionen dominiert. Schuldenkrise und ungelöste Probleme durch 
unter Protektion gedeihende nationale Oligopole haben ebenfalls  ihren Beitrag zu diesem 
Sinneswandel geleistet (vgl. auch Boeckh 1997 S. 5).

Von  Auflagen  für  Konzerne  ist  keine  Rede  mehr,  statt  dessen  werden  ihnen 
Sondervergünstigungen  in  den  sogenannten  Exportproduktionszonen  gewährt.  Diese 
Vergünstigungen  können  je  nach  Gastland  z.B.  in  Form  von  Steuerfreiheit, 
Ausnahmeregelungen  von  Umweltauflagen,  Gewerkschafts-  und  Arbeitsgesetzen;  wenig 
Kontrollen  sowie  Subventionen  bestehen.  Der  Nettonutzen  bleibt  oft  gering.  bleibt  der 
erwartete Investitionsandrang aus, kann er auch negativ ausfallen (DGB Bildungswerk 1996).

Exportproduktionszonen sind eine Erscheinung, die ich später bei der Thematisierung von 
Arbeitsbedingungen noch einmal aufgreifen möchte. 

Aber die Macht der Transnationalen Konzerne als politische Akteure bereitet auch an anderer 
Stelle Probleme, z.B.: 

- die Aktivitäten Shells in Nigeria: Zerstörung des Wohngebiete des Ogoni-Volkes und die 
Verfolgung derer durch den Staat, die gegen die Vorgehensweise des Konzerns protestieren 
(z.B. Ken Saro-Wiwa)

- die Interessen des französischen Erdölkonzerns Elf in Kongo/ Brazzaville mögen, so wird 
unbewiesen  vermutet,  beim  Umsturz  der  Regierung  in  Kongo-Brazzaville  von  wenigen 
Wochen eine entscheidende Rolle gespielt haben 

- der kommenden Klimagipfel droht durch die Zurückhaltung der USA, Schritte in Richtung 
einer drastischer CO2 Reduzierungen zu unterstützen, zu scheitern. Die Clinton-Regierung 
steht  unter  massiven  (in  Anzeigenkampagnen  geäußerten)  Drucks  verschiedener  US 
amerikanischer Konzerne (v. aus dem Energie- und Automobilbereich). Allerdings mischte 
sich infolgedessen ein anderer Konzernchef auch zugunsten von definitiven Klimazielen ein: 
Ted Turner, u.a über den Sender CNN wachend, der auch schon mit einer Milliardenspende 
zugunsten der UN in die Schlagzeilen geriet. So oder so, es zeigt den Einfluß der Konzerne 
bei der politischen Entscheidungsfindung.

5. Verschuldungskrise

Noch  bis  vor  10  Jahren  setzte  die  Diskussion  um  die  Verschuldungkrise  von 
Entwicklungsländern  die  (Finanz-)Welt  in  Angst  und  Schrecken,  es  drohte  die 
Zahlungsunfähgikeit ganzer Staaten (u.a. von der Größe Brasiliens). 
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Exporteinnahmen dienten und dienen nach wie vor an erster Stelle der Schuldentilgung; die 
Entwicklung der Volkswirtschaften wurde und wird dadurch massiv behindert.

Heute ist es um dieses Thema allerdings ruhig geworden, lediglich ein Schuldenerlaß für eine 
Handvoll der ärmsten Staaten, die außerdem vorbildlich IWF/Weltbank-Programme erfüllen, 
wurde jüngst diskutiert.

Im  übrigen  haben  die  hiesigen  Banken  längst  mit  Steuererleichterung  geförderte 
Rückstellungen gebildet, so daß die Verschuldungskrise nicht mehr die hiesige Finanzwelt 
bedroht. 

µ §

Quelle der Daten: Nuscheler 1995, S. 310 mit Bezug auf World Debt Tables 1993-94

Die Verschuldung der betroffenen Länder ist jedoch nach wie vor enorm (s. Schaubild), die 
Krise nur verschoben,  nicht  gelöst.  Aber jetzt  gilt  auch hier die vorherrschende Leitidee: 
"Selber Schuld", wer in der Weltwirtschaft nicht profitieren kann.

6. IWF/ Weltbank

Nicht  zuletzt  durch  die  Schuldenkrise  wurden  IWF und  Weltbank,  einst  Zielscheibe  der 
Kritik  einer  internationalen  Dritte-Welt  bzw.  Solidaritätsbewegung,  nun  zu  wichtigen, 
regulierenden Instanzen in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen.

IWF und Weltbank haben den verschuldeten Staaten harte  Strukturanpassungsprogramme 
auferlegt und im Gegenzug Gelder bewilligt, die den unmittelbaren Bankrott abwendeten. 

Mit den Strukturanpassungsprogrammen wurde vor allem die Bevölkerung der betroffenen 
Länder hart getroffen. Dafür öffnen sich die betroffenen Staaten im Sinne für eine Teilnahme 
an der Weltwirtschaft.

Die mit der Strukturanpassung verbundenen Auflagen orientieren sich an mehr oder weniger 
standardisierten wirtschaftlichen Eckwerten, worunter die sozialen und ökologischen Belange 
der betroffenen Länder keinen oder nur wenig Platz haben. Ausgaben im sozialen Bereich 
werden in der Regel zusammengestrichen. Wirtschaftliche Anreize sollen den potentiellen 
Investoren entgegenkommen.

Bei der Weltbank hat der öffentliche Druck zu einigen, zaghaften Reformen geführt. Aber 
dieser Druck ist heute schwach geworden.
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D) Handlungsansätze im Zeitalter der ”Globalisierung”

Die Diskussion grundsätzlicher Alternativen ist in den Hintergrund getreten, auch wenn die 
Probleme selbst nicht gelöst wurden. 

Ins  Zentrum rückt  nun das  Ziel,  einer  wenig regulierten,  "ungebändigten" Globalisierung 
soziale und ökologische Regeln zu verpassen.

Zu diesem Zwecke sollten uns aber auch die Bedingungen interessieren, unter denen die von 
uns konsumierten Waren hergestellt werden:

1. Ökologische und soziale Arbeitsbedingungen

a) Schaubild ”Gewalt gegen Frauen”

Gewalt  gegen  Frauen  und  Mädchen?  Wir  kennen  dies  Problem,  aber  was  hat  dies  mit 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen zu tun?

Formen der  Gewalt  können auch durch das  Verhalten als  Konsument  oder  Konsumentin 
unterstützt werden: 

-  Die  Mehrzahl  der  ArbeiterInnen  in  den  Freien  Produktionszonen,  Gebiete,  wo  unter 
besonderen Begünstigungen für den Weltmarkt produziert wird, sind Frauen. Dies gilt vor 
allem  -  aber  nicht  nur  -  in  der  Textil-,  Bekleidungs-  und  Elektronikindustrie.  (DGB 
Bildungswerk 1996, Terre des Femmes 1996)

Frauen  sind  meist  billigere  und  fügsamere  Arbeitskräfte.  Oft  noch  unter  25  Jahren  und 
zumeist  unverheiratet.  So  lassen  sich  die  besten  Arbeitsjahre  der  Frauen  ausnutzen,  eine 
längere  Arbeitsdauer würde physische Spuren in der Leistungsfähigkeit der Frauen zur Folge 
haben (DBG Bildungswerk 1995).

- Im Mai 1993 starben 174 Arbeiterinnen - etliche erst im Teenageralter - und 14 Männer 
durch  einen  Brand  in  der  thailändischen  Kader-Spielzeugfabrik.  Vergitterte  Fenster  und 
verriegelte Türen, die ein Verlassen des Arbeitsplatzes verhindern sollen, versperrten den 
Fluchtweg (DGB-Bildungswerk 1995) 

Dieses Beispiel ist kein Einzelfall, sondern wiederholte sich einer Reihe von anderen Ländern 
Asiens.  Die  Fülle  der  Berichte  und  Zeitungsmeldungen,  die  bei  der  Vorbereitung  des 
Vortrages  als  Beispiele  zur  Verfügung  standen,  unterstreicht  diese  Aussage  (DBG 
Bildungswerk  1995,  Terre  des  Femmes  1996,  Aktionsmaterialien  Weltladentag  1997, 
zahlreiche eigene Zeitungsartikel).

Doch auch andere Formen von Gewalt gegen Frauen sind zu vermelden 
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-  Julia  Quintanilla  starb  am 2.  März  1995  an  einer  Blinddarmentzündung,  weil  ihr  die 
Geschäftsführung des Betriebes in San Salvador untersagte, zum Arzt zu gehen

-  in  einer  Fabrik  in  El  Salvador  mußten  120  Textilarbeiterinnen  einen  Tag  in  einer 
Kühlkammer stehen, nur weil sie sich während der Arbeit unterhalten haben.

-  Gewaltsame  Antworten  auf  gewerkschaftliche  Organisation  oder  Protest  gegen  die 
Arbeitsbedingungen sind zahlreich dokumentiert:  Die  Spanne reicht  von Morddrohungen, 
Entführungen Vergewaltigungen und Folter (s.a. diesjähriger Bericht der ILO1). 1996 hat der 
thailändische Hersteller Piyawat, ein Subunternehmer von Reebok, 700 Arbeitnehmerinnen 
entlassen, weil sie sich gewerkschaftlich organisiert hatten (FR. v. 1.12.1997).

b) Arbeitsbedingungen, Beispiele Bekleidungs- und Textilindustrie

Viele Betriebe halten nicht einmal die in den jeweiligen Ländern gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindeststandards ein. 

- So ergab eine Untersuchung des indonesischen Büros des amerikanischen 
Gewerkschaftsdachverbandes über Zulieferer des Unternehmen Nike in Indonesien, daß 4 
von 6 nicht einmal den vorgeschriebenen täglichen Mindestlohn von 2,10 DM bezahlten. Der 
gesetzliche Mindestlohn wurde zum gezahlten Höchstlohn, somit das Lohnniveau gegenüber 
einheimischen Firmen eher gesenkt wurde. Überstunden wurden erzwungen. 
Organisationstendenzen der vornehmlich Arbeiterinnen wurden mit Entlassungen 
beantwortet. (Taz v. 24. 12. 1994) 
 
- Bei der indonesischen Firma Nirwana, die auch Karstadt beliefert, müssen die Arbeiterinnen 
50-60  Stunden  an  sechs  Tagen  in  der  Woche  arbeiten.  Da  der  Grundlohn  jedoch  nicht 
ausreicht, um Kinder mitzuernähren, müssen die meisten Frauen Überstunden machen (Terre 
des Femmes 1997).

c) Kinderarbeit

Nach einem Bericht der Internationalen Arbeitsorganisation2 müssen weltweit zur Zeit rund 
250-  400  Mill  Kinder  im Alter  von  5-14  Jahren,  davon  arbeiten  rund  120  Mill.  Kinder 
Vollzeit, d.h. bis zu 14 Stunden am Tag (übrigens auch in den USA!, nicht nur in EL).

Der ILO Bericht führt weiter aus, daß laut offiziellen (!!!) Statistiken, 70000 Kinder jährlich 
durch  Arbeitsunfälle  sterben,  200.000  werden  verletzt  (FR.  v.  28.10.97).  Eine  Zahl,  die 

1Die ILO hat eine Seite im Internet: http://www.ilo.org/. Dort ist auch eine Presseerklärung zum diesjährigen 
Bericht des Komitees für die Vereinigungsfreiheit der ILO erhältlich ( /public/english/235press/pr/97-7.htm).
2Im Internet ist ein Kurzbericht erhältlich: World of Work, 18 (1996) Dezember (http://www.ilo.org/public/ 
english/235press/magazine/18child.htm). Der komplette Bericht für Interessierte: Child Labour: Targeting the 
intolerable. International Labour Conference (Report VI (1))- 86th Session. ISBN 92-2-110328-5.
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natürlich  ungenau  bleiben  muß.  Aber  mag  beim  Betrachten  wie  etwas  Unglaubliches 
erscheinen. Man möchte sie am liebsten gleich wieder verdrängen.

Allein in der indischen, pakistanischen und nepalesischen Teppichindustrie arbeiten nach 
einem Bericht der taz v. 12.1.1995 fast eine Million Kinder, 10-16 Stunden am Tag. Nach 
Ansicht des Direktors des Kinderhilfswerks UNICEF macht die Arbeit die Kinder physisch 
und psychisch kaputt, Schulbesuch sei nicht möglich.

Die  südasiatische  Teppichindustrie  ist  besonders  stark  von  ausbeuterischer  Kinderarbeit 
betroffen, da die feinen Kinderhände gerne bei der Teppichherstellung genutzt werden und 
gleichzeitig Systeme der Schuldknechtschaft existieren. Kinder müssen für die Schulden ihrer 
Eltern quasi als Kindersklaven arbeiten. (Diese Erscheinung beschränkt sich allerdings nicht 
auf den Teppichsektor, nähere Informationen hierzu: Gemeinschaftswerk der Evangelischen 
Publizistik 1996)

Die ILO fordert die Aufstellung eines Handlungsplanes zum Verbot jeglicher Kinderarbeit. 
Die  Frage  nach  den  Herstellungsbedingungen  eines  Produktes  soll  beispielsweise  zum 
selbstverständlichen Bestandteil des Verkaufsgespräches werden (taz 31.10.97)

Reine  Boykottaktionen  sind  jedoch  nicht  die  beste  Lösung.  Sie  verstärkten  aber  den 
Handlungsdruck  von  Regierungen  und  Konzernen,  Kinderarbeit  nicht  mehr  als  billige 
Arbeitskraft  auszunutzen.  Trotzdem  müssen  den  betroffenen  Kindern  auch  Alternativen 
geboten werden, der Verzicht auf Kinderarbeit ist nicht kostenlos. 

Letztliche hängt die Zukunft der Kinder auch vom Lohn der Erwachsenen ab, ob diese ihre 
Familien  versorgen können oder  nicht.  Auch hier  müssen faire  Löhne ein  Ziel  sein,  die 
zumindest die Grundbedürfnisse der Familien abdecken können.

Die mit südasiatischen Nichtregierungsorganisationen zusammenarbeitende Initiative für das 
Rugmark-Siegel  für  Teppiche  finanziert  z.B.  mit  den  Siegel-Lizenzgebühren  mehre 
Ganztagsschulen für ehemalige “Teppichkinder”

d) Umweltbelastung und ökologische Arbeitsbedingungen

- Tropenholz: Der Aufruf zum Boykott von Tropenholz zur Verhinderung des Kahlschlages 
der  ökologisch  wichtigen  und  sensiblen  Tropenhölzer  sei  hier  nur  als  Problembereich 
angedeutet.  Inzwischen  gibt  es  auch  hier  Initiativen,  nachhaltige  Waldwirtschaft  zu 
ermöglichen und durch Siegel zu kennzeichnen

-> Schaubild spritzendes Flugzeug

-  Allein  in  China  erkrankten  1995  etwa  48.000  Bauern  oder  Landarbeiter  nach  dem 
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Versprühen von Organophosphaten - Chemikalien, die zur Schädlingsbekämpfung eingesetzt 
werden.  3.204  der  Vergifteten  starben  später  (lt.  FAO  -  internationale 
Landwirtschaftsorganisation, taz v. 25.9.97) 

-  Das Umweltmagazin Ökotest  untersuchte 1995 20 nach dem Zufallsprinzip eingekaufte 
Blumensträuße. In acht davon wurden so hohe Giftrückstände gefunden, so daß die Tester 
vom  Kauf  abrieten.  Augenzeugen  berichteten,  daß  BlumenarbeitInnen  in  Kolumbien  im 
Giftnebel arbeiten mußten (Fian-Geschäftsführer Frank Braßel, zit. n. FR v. 5.5.95; ähnlich 
auch NRW-Landesregierung lt. FR v. 7.10.1997).

- Der Einsatz von Chemikalien und die Umweltbelastung bei der Herstellung von Textilien ist 
auf  verschiedenen  Verarbeitungsstufen  enorm1.  Der  wichtigste  Rohstoff  der  Branche, 
Baumwolle,  wird  in  Monokulturen  produziert,  wozu  allein  18% der  weltweit  insgesamt 
vertriebenen Pestizide benutzt werden. Dieser gewaltige Pestizideinsatz macht rund 47% der 
Gesamtproduktionskosten der Baumwolle aus. 
Ein hoher Chemieeinsatz erfolgt  weiterhin bei  Herstellung einer hohen Reißfestigkeit  des 
Garns,  bei  Färbung  und  Bleichung  (Einsatz  von  Chlorverbindungen),  Veredlung  (u.a. 
Behandlung  mit  Formaldehyd,  Ammoniumsalze,  Chorkohlenwasserstoff)  sowie  bei  der 
chemischen Reinigung. Bei der Verrottung entsorgter Kleidung fallen z.B. pro T-Shirt ca. 7g 
Sondermüll  an.  Insbesondere  beim  Färben  werden  die  Abwässer  belastet,  da  40%  der 
zugesetzten Farbe wieder aus dem Stoff herausgeschwemmt wird. Um die Verschmutzung zu 
vertuschen,  wird  den  Abwässern  weitere  Chemie  (Hypochlorid)  beigemengt,  welche  das 
Wasser optisch aufklärt.  

2. Sozial und Umweltklauseln im Welthandel

Diese Problemkreise zeigen aber auch gemeinsame Interessen von ArbeitnehmerInnen der 
ersten  und  dritten  Welt  auf:  Während  hier  z.B.  in  der  Textilindustrie  zunehmend 
Arbeitsplätze in Billiglohnländer verlegt werden oder verlegt zu werden drohen, werden dort 
unter unmenschlichen Bedingungen Arbeitsplätze geschaffen. 

So  hat  alleine  die  deutsche  Textilindustrie  zwischen  1992  und  1997  die  gesamtdeutsch 
angebotenen Arbeitsplätze von 217.399  auf rund 135.000 fast halbiert (FR 15.4.97)

Regt sich gewerkschaftlicher Widerstand oder läuft  die Vorzugsbehandlung in den Freien 
Produktionszonen aus, so verlagern viele Firmen (gerade auch in der Textilindustrie, Bsp. 
Südkorea) ihre Produktion an einem neuen Standort in Nachbarländern. 

Die ArbeitnehmerInnen lassen sich so gegeneinander ausspielen. Plötzlich in der Rolle der 
KonsumentInnen, ist dies aber den ArbeitnehmerInnen in den Industrieländer aber recht und 
billig.

1Die folgenden Daten sind einem Fortbildungsblock des AG3WL-Vorstandes vom 5.9.97 entnommen.
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Aber welche Lösungsansätze gibt es?

Die  Einführung  von  Sozial-  und  Umweltklauseln  wird  zur  Zeit  im  Rahmen  der 
Welthandelsorganisation WTO diskutiert.

Die  international  vereinbarten,  grundlegenden  Konventionen  der  Internationalen 
Arbeitsorganisation zur Koalitions- und Gewerkschaftsfreiheit,  Zwangs- und Kinderarbeit, 
Nichtdiskriminierung  von  Frauen  usw.  dienen  hierbei  als  Grundlage.  Für  ökologische 
Klauseln ist ebenfalls auf bestehende internationale Übereinkünfte zurückzugreifen.

Schaubild: An wen richten sich Sozial- und Umweltklauseln?

· Produktbezogene Sozial- und Umweltklauseln
· Branchenbezogene Sozial- und Umweltklauseln
· Länderbezogene Sozial- und Umweltklauseln 

(Handelssanktionen)
· Unternehmensbezogene Sozial- und Umweltklauseln
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Schaubild: Grundlagen von Sozial- und Umweltklauseln

Sozialklauseln:

Konventionen der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO/ILO)

· Gewerkschaftsfreiheit und Schutz des Vereinigungsrechtes (Konv. 87)
· Recht auf Kollektivverhandlungen (z.B. Tarifverhandlungen) (Konv. 98)
· Verbot der Zwangsarbeit (Konv. 29 & 105)
· Verbot der Kinderarbeit (Konv. 138)
· Gleiches Entgelt für gleiche Arbeit von Frauen und Männern (Konv. 100)
· Verbot jeglicher Diskriminierung in Beschäftigung u. Beruf (Konv. 111)

Umweltklauseln
(Anders als bei Sozialklauseln Basis noch weniger klar und eindeutig, Vorschlag Jürgen 
Knirsch)

· Agenda 21
· Weitere UNCED Ergebnisse (Biologische Vielfalt, Klimakonvention, 

Erklärung zu Umwelt und Entwicklung, Walderklärung)
· Verschiedene FAO Abkommen (v.a. Umgang und Anwendung von 

Pestiziden)
· Sicherheit bei der Verwendung chemischer Stoffe bei der Arbeit (ILO/IAO 

Übereink. 170/ Empf. 177)
· Unep Programme (“Montreal Protocol” [Ozon], “APELL-Programm [Un- 

und Störfälle]; “Basel Convention” [Giftmüll], “London Guidelines” 
[Informationsaustausch über chem. Stoffe im internat. Handel]

· WHO-Gefährlichkeitsklassifikation f. Pestizide ....
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Die  Verknüpfung  von  Handelsabkommen  und  Standards  soll  eine  verbindlichen 
Mechanismus schaffen, der die Zielvorstellungen der genannten Konventionen durchzusetzen 
verhilft.

Diese Berufung auf allgemein anerkannte internationale Konventionen ist wichtig, um eine 
protektionistische Handhabung der Umwelt- und Sozialklauseln verhindern. Ziel eine soziale 
und  ökologische  Dumpingspirale  zu  vermeiden,  nicht  aber  den  Entwicklungsländern  zu 
schaden. Von daher muß die praktische Anwendung solcher Klauseln auf deren Bedürfnisse 
abgestimmt sein.

Die Einführung solcher Klauseln wurde jedoch bei der letzten Tagung der WTO auf Druck 
der deutschen Bundesregierung, der Regierung Großbritanniens und der Regierungen vieler 
ostasiatischer Schwellenländer abgelehnt.

Der  Internationale  Bund  freier  Gewerkschaften  und  viele  Nichtregierungsorganisationen 
haben jedoch auf internationaler Ebene bereits Übereinkünfte über die Wichtigkeit solcher 
Klauseln erzielt.

Aber auch die KonsumentInnen selbst müssen lernen, Verantwortung zu übernehmen. Dies 
kann durch eine Art Sozial- und Umweltklauseln auf freiwilliger Ebene stattfinden. 

Ansätze hierzu wurden bereits eingangs erwähnt.

Die  Weltläden  versuchen,  die  Erfüllung  sozialer  und  ökologischer  Standards  mit  einer 
Förderung der jeweiligen ProduzentInnen zu verbinden. Gerade angesichts der allgemeinen 
Produktionsbedingungen  in  Entwicklungsländern  sollten  nicht  nur  Auflagen  vermittelt 
sondern auch Alternativen gezielt gefördert werden.

Dies ist für die hiesigen Verbraucher und VerbraucherInnen natürlich nicht kostenlos.

Die Kriterien der Weltläden sind im übrigen auf einem Faltblatt zusammengefaßt, welches 
hier ausgelegt ist.

3. Verhaltenscodices für transnationale Unternehmen

Da weder Weltläden, noch gesiegelte Produkte den gesamten Handel bestreiten können, ist es 
auch wichtig die Aktivitäten internationaler Unternehmen aufmerksam zu verfolgen. Gerade 
wenn  die  Kontrollmöglichkeit  des  Staates  gegenüber  den  Unternehmen  immer  stärker 
erodiert, werden die Verbraucher und VerbraucherInnen zur letzten Instanz, die Ansprüche an 
die Unternehmen formulieren kann.

Ein Beispiel ist die Clean Clothes Campaign, zu deutsch die Kampagne für saubere Kleidung, 
die für bessere Arbeitsbedingungen bei der Textilproduktion eintritt. Ähnliches wurde auch 
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bei einem Aktionstag der Weltläden im Mai gegenüber der Spielzeugindustrie eingefordert.

Kernforderung ist die Aufstellung eines Verhaltenscodexes durch die anbietenden (Handels-) 
Unternehmen. 

Es zeigt sich, daß vielen international agierenden Unternehmen das Problem der sozialen und 
ökologischen Arbeitsbedingungen durchaus bewußt ist.

Einige Konzerne besitzen bereits einen internen Verhaltenscodex (z.B. Nike, Toy's R US). 
Dies  ist  vor  allem auf  den  Druck  einer  kritischen  Öffentlichkeit  zurückzuführen,  welche 
gerade auch in den USA sehr stark ist.

Die meisten der international agierenden Konzerne oder Handelshäuser produzieren jedoch 
im Regelfalle nicht selbst, sondern vergeben Produktionsaufträge an Zulieferunternehmen. So 
sind die harten Vorgaben der Preis und die Qualität, die erfüllt sein müssen.

Ökologische und soziale Aspekte gehen die aufkaufenden Firmen dann erstmal nichts mehr 
an. Ein Verhalten, das dem der meisten KonsumentenInnen entspricht, die sich ebenfalls nur 
für Preis und evtl. Qualität interessieren.

So steht ein “Verhaltenscodex” möglicherweise nur auf dem Papier. Doch öffentlicher Druck 
kann auch hier helfen: Unabhängige Kontrollinstanzen, die auch Zulieferer mit einbeziehen 
müssen gefordert werden. Nike reagierte, indem sie jeder Arbeiterin und jedem Arbeiter der 
Zulieferbetriebe eine übersetzte Kopie ihres Codexes bereitstellen wollen (FR v. 26.9.97). 
Aber dies ist bisher die Ausnahme, nicht die Regel. 

Zu  betonen  ist,  daß  Verhaltenscodices  oder  Mindeststandards  nicht  versuchen  ein 
einheitliches Lohnniveau zu garantieren (d.h. auch kein Instrument gegen Lohndumping!). 
Hier  geht  es  lediglich  um  die  Gewährung  elementarster  Grundrechte,  die  etwa 
Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmern  ermöglichen  sollen,  ihre  Ansprüche  überhaupt 
anmelden zu können.

E) Rolle der Weltladenbewegung

Weltläden können

1.  eine  Alternative  für  individuelles,  sozial  und  ökologisch  verantwortliches  Handeln 
anbieten

Dies geschieht analog zu anderen Ansätzen und gesiegelten Produkten. 

2. sinnvolle Ansätze der Selbstorganisation und Selbsthilfe in Entwicklungsländern fördern 
und  den  Produzenten  ein  Auskommen  ermöglichen,  so  daß  die  existentiellen 
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Grundbedürfnisse gedeckt werden und soziale wie ökologische Mindeststandards eingehalten 
werden können.

Gleichzeitig ist hiermit die Bereitschaft verbunden einen Preis zu zahlen, der zur Einhaltung 
bestimmter  Mindeststandards  notwendig  ist  (im  Gegensatz  zu  einer  Externalisierung 
ökologischer und sozialer Kosten).

3. Modellhaft Antworten auf die Probleme der Globalisierung aufzeigen, soweit vor allem die 
Produktionsbedingungen betroffen sind

==> z.B. hat auch das - leider nicht federführend zuständige - Europaparlament 1994 
in einer  Resolution  gefordert,  die  Prinzipien  des  fairen  Handels  in  die 
Außenwirtschaftspolitik der Europäischen Union zu übernehmen und die Bewegung des 
fairen Handels stärker zu fördern. 

4. die Verantwortung der KonsumentInnen für ihr Handeln verdeutlichen

5.  durch  Informationsarbeit  auf  die  allgemeinen  sozialen  und  ökologischen 
Produktionsbedingungen eingehen und Problembereiche aufzeigen.

6. globale Diskussionen durch internationale Kontakte forcieren: Weltläden sind Teil einer 
Internationale Zivilgesellschaft

-> dies  kann sowohl durch den Kontakt  zwischen ProduzentInnengruppen und Weltläden 
geschehen, als auch über Dachverbände des fairen bzw. alternativen Handels (weltweit: IFAT 
und IFOAM, europaweit EFTA). 

7.  deutlich  machen,  daß  eine  zusammenwachsende  Welt  die  Notwendigkeit  schafft,  das 
Verständnis  von Solidarität  auf die internationale Ebene auszuweiten,  da sonst  die Suche 
nach globalen zukunftsfähigen Ansätzen, ob ökologisch oder sozial orientiert, vergeblich sein 
wird.

Ein internationales Verständnis von Solidarität setzt jedoch Informationen über Lebens- und 
Arbeitsbedingungen  in  anderen  Teilen  der  Welt  voraus.  Die  Vermittlung  solcher 
Informationen möchten die Weltläden mit dem Verkauf von Waren verbinden.

8.  können die  in  diesem Sinne geborene Agenda 21 von Rio 1992 für  eine  nachhaltige, 
zukunftsfähige Entwicklung auch in den lokalen Diskussionsprozess einzubringen und dabei 
die globale Dimension des lokalen Handelns (“global denken, lokal handeln”) einzubringen.
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